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1.  Begrüssung und Mitteilungen 

Der Präsident eröffnet die Sitzung um 10 Uhr und begrüsst die Mitglieder der beratenden 

Kommission zur heutigen Sitzung, welche zum ersten Mal als Videokonferenz stattfindet.  

Guido Fluri hat sich entschuldigt, aber zu den Einzelfällen vorgängig Stellung genommen (vgl. 

Traktandum 5). 

Speziell wird Susanne Kuster begrüsst, welche heute für die Traktanden 1 und 7 ebenfalls an 

der Sitzung teilnimmt (das Traktandum 7 wird deshalb vorgezogen). Der Präsident begrüsst 

auch Lisa Hilafu persönlich, da sie heute infolge ihres Rücktrittes aus der Cocosol per Ende 

2020 zum letzten Mal an einer Kommissionssitzung teilnimmt.  

Das Protokoll der letzten Sitzung der beratenden Kommission vom 8. September 2020, wel-

che ausnahmsweise im Zirkularverfahren durchgeführt wurde, wurde bereits genehmigt.     

Die Unterlagen für die heutige Sitzung wurden vor ca. 14 Tagen an die Mitglieder versandt. 

Offenbar haben sie alle rechtzeitig erhalten. Der Präsident weist darauf hin, dass Urs Alle-

mann-Caflisch vorgängig zur Sitzung den Antrag gestellt habe, dass die Herausgabe von Op-

feradressen durch das BJ an Forschende bzw. deren Umgang damit heute diskutiert werde; 

diesem Anliegen soll unter Traktandum 8 (Verschiedenes) Rechnung getragen werden.  

Susanne Kuster bedankt sich für die Einladung. Die heutige Sitzung finde bekanntlich zum 

letzten Mal in der bisherigen Form bzw. in der aktuellen Zusammensetzung statt. Aufgrund 

der am 1. November 2020 in Kraft getretenen Gesetzesrevision (Aufhebung der bisher gel-

tenden Einreichungsfrist für Gesuche) werde die Bearbeitung von Gesuchen um einen Soli-

daritätsbeitrag neu zu einer „Daueraufgabe“ des BJ bzw. zumindest zu einer Aufgabe auf vor-

erst unbestimmte Zeit. Entsprechend den Regeln der Verwaltungsorganisation müsse des-

halb die bisher vom EJPD nur befristet eingesetzte Kommission auf Ende Jahr aufgelöst bzw. 

per Anfang 2021 neu in eine ausserparlamentarische Kommission (APK) umgewandelt wer-

den, die durch den Bundesrat eingesetzt wird (der entsprechende Beschluss sei für die Bun-

desratssitzung vom 18. November 2020 traktandiert). An der Funktion, der Zusammenset-

zung mit 9 Mitgliedern (bestehend aus Opfern sowie Vertreterinnen und Vertreter von Behör-

den und Anlaufstellen), der Arbeitsweise und den Arbeitsinhalten werde sich dadurch grund-

sätzlich nichts ändern. Die einzige Ausnahme sei ein personeller Wechsel infolge des Aus-

scheidens von Lisa Hilafu aus der Kommmission, was die Wahl eines Ersatzmitgliedes erfor-

derlich mache. 

Mit einer kurzen Rückschau würdigt Susanne Kuster die bisherige Arbeit der beratenden 

Kommission: Seit Inkrafttreten des Bundesgesetzes über die Aufarbeitung fürsorgerischer 

Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981 (AFZFG) im April 2018 hätten insge-

samt 21 Sitzungen stattgefunden. Dabei seien insbesondere auch rund 220 Gesuche, welche 

vom Fachbereich FSZM zur Abweisung vorgeschlagen oder als Grenzfälle eingestuft worden 

seien, eingehend diskutiert und zu jedem dieser Fälle eine Empfehlung abgegeben worden. 

Zusätzlich seien der beratenden Kommission jeden Monat auf dem Zirkularweg insgesamt 

rund 8'650 Gesuche zur Stellungnahme unterbreitet worden, bei denen der Fachbereich eine 

Gutheissung vorsah. Ebenfalls auf dem Zirkularweg seien rund 90 Fälle von offensichtlich un-

begründeten Gesuchen (in denen sich z.B. der geltend gemachte Sachverhalt erst nach 1981 

ereignet hatte) behandelt worden. Im Weiteren habe die beratende Kommission immer wie-

der Stellung genommen zu wichtigen Vollzugsfragen des AFZFG (z.B. zum Umgang mit Ge-

suchen, die nach der bisher geltenden Einreichefrist beim BJ eingegangen waren). Susanne 

Kuster sei es ein Anliegen, sich im Namen des BJ beim Präsidenten und den Kommissions-

mitgliedern für die geleistete wertvolle Arbeit zu bedanken.  

Susanne Kuster betont zudem, dass sich die bisherige Arbeitsweise der beratenden Kommis-

sion bewährt habe. Sie sei zuversichtlich, dass das BJ und die beratende Kommission auch 

für die zukünftigen Herausforderungen gewappnet sei, auch wenn eine Prognose über die 
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Anzahl neuer Gesuche um einen Solidaritätsbeitrag nach wie vor schwierig sei. Der Dank an 

den Präsidenten und die Kommissionsmitglieder gelte deshalb auch für ihre Bereitschaft, sich 

weiterhin für die Arbeit in der beratenden Kommission zu engagieren. Sie freue sich auf die 

weitere Zusammenarbeit.  

Susanne Kuster bedauert im Übrigen, dass Lisa Hilafu auf Ende Jahr aus der beratenden 

Kommission ausscheidet. Nach ihren Informationen habe sie sich stets sachlich, fundiert ein-

gebracht und sich stets und mit grossem Engagement für einwandfreie Beurteilungen einge-

setzt. Ihr gelte an dieser Stelle ein spezieller Dank für ihre Verdienste.  

Der Präsident schliesst sich dem Dank an Lisa Hilafu für ihre Arbeit im Rahmen der beraten-

den Kommission an und weist darauf hin, dass sie bereits früher am Runden Tisch und auch 

ausserhalb der beiden genannten Gremien sehr stark für die Sache der Opfer eingestanden 

sei und dies auch weiterhin tue. Sie habe immer wieder Gelegenheiten genutzt, konkrete 

praktische Anliegen von Betroffenen einzubringen.  

 

2.  Information betreffend Stand der Revision der AFZFV und der Umwandlung der be-

ratenden Kommission / Cocosol in eine ausserparlamentarische Kommission 

(APK)  

Reto Brand informiert, dass am 1. November 2020 die Gesetzesrevision zur Aufhebung der 

bisher geltenden Einreichungsfrist für Gesuche um einen Solidaritätsbeitrag in Kraft getreten 

sei. Dies mache auch eine Anpassung der dazugehörigen Verordnung (AFZFV) nötig. Es 

handle sich dabei aber nur um geringfügige Anpassungen in Bezug auf die Fristaufhebung 

und die Einsetzung einer APK; gleichzeitig sei die Gelegenheit benutzt worden für punktuelle 

Verbesserungen der Bestimmungen betreffend Fördermassnahmen (u.a. Selbsthilfeprojekte). 

Der Beschluss betreffend die Revision der AFZFV und die Einsetzung der APK sei für die 

Bundesratssitzung vom 18. November 2020 traktandiert (Inkrafttreten auf 1. Januar 2021).  

Auf Nachfrage des Präsidenten informiert Reto Brand darüber, dass das BJ in Bezug auf die 

am 1. Mai 2020 in Kraft getretene Teil-Revision des AFZFG (Nichtanrechnung des Solidari-

tätsbeitrages an das Vermögen bei der Berechnung von Ergänzungsleistungen) einen Infor-

mationsbrief des Bundesamtes für Sozialversicherung (BSV) an alle Betroffenen verschickt 

habe. Darin seien sie darauf hingewiesen worden, dass sie sich für eine allfällige Neubeurtei-

lung ihrer Ergänzungsleistungen an jene Stelle wenden können, die zuvor die Kürzung vorge-

nommen habe. Reaktionen auf diese Schreiben sind in erster Linie beim BSV eingegangen.  

 

3.  Information zu Einsprache- und Beschwerdeverfahren 

Simone Anrig informiert, dass der Fachbereich FSZM bisher insgesamt rund 260 negative 

Verfügungen erlassen habe, d.h. in diesen Fällen habe der Solidaritätsbeitrag nicht ausge-

richtet werden können. In 52 Fällen sei in der Folge von den betroffenen Gesuchstellerinnen 

und Gesuchsteller ein Rechtsmittel dagegen ergriffen worden (Einsprache ans BJ und/oder 

Beschwerde ans Bundesverwaltungsgericht). Das Ergebnis könne wie folgt zusammenge-

fasst werden:  

-  5 Einsprachen hätten nach einer erneuten Prüfung des Gesuchs vom BJ gutgeheissen 

werden können (z.B. weil die ergänzte Schilderung der Erlebnisse neue, relevante Ele-

mente enthielt oder zusätzliche Archivakten eingereicht wurden). Entsprechend hätte den 

betreffenden Personen der Solidaritätsbeitrag doch noch ausgerichtet werden können. 

-  In 17 Rechtsmittelverfahren sei - entweder vom BJ oder dann vom Bundesverwaltungs-

gericht - der bisherige negative Entscheid erneut bestätigt und das Gesuch entsprechend 

abgewiesen worden.  



 

 

4/8 

 

Aktenzeichen: 924-3718/21/2 

 
-  Insgesamt seien noch 30 Rechtsmittelverfahren - entweder beim BJ oder beim Bundes-

verwaltungsgericht - hängig (d.h. es liegt bisher noch kein Endentscheid vor).  

 

4.  Information zu den "neuen" Gesuchen, die gestützt auf die am 1. November 2020 in 

Kraft getretenen Revision des AFZFG behandelt werden 

Simone Anrig informiert, dass nach Ablauf der bisher geltenden Einreichungsfrist (d.h. zwi-

schen April 2018 und Oktober 2020) beim BJ insgesamt 671 Gesuche um einen Solidaritäts-

beitrag eingegangen seien:  

-  In 70 dieser Fälle habe die verpasste Einreichungsfrist ausnahmsweise wiederhergestellt 

werden können, weil wichtige Gründe vorlagen (die Personen konnten z.B. belegen, 

dass sie aufgrund einer sehr schweren physischen oder psychischen Krankheit nicht in 

der Lage waren, das Gesuch rechtzeitig einzureichen). Entsprechend hätten diese Gesu-

che bereits nach dem bisher geltenden Bundesgesetz über die Aufarbeitung fürsorgeri-

scher Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981 (AFZFG) behandelt wer-

den können.  

- Die anderen 601 Fälle würden nun gestützt auf das am 1. November 2020 revidierte 

AFZFG behandelt. Dies sei möglich aufgrund einer im revidierten Gesetz enthaltenen 

Übergangsbestimmung, wonach Gesuche, die zwischen April 2018 und Oktober 2020 

beim BJ eingereicht worden seien, automatisch per 1. November 2020 als eingereicht 

gelten würden (Art. 21b AFZFG). 

Seit Inkrafttreten des revidierten AFZFG am 1. November 2020 seien beim BJ rund 45 wei-

tere Gesuche eingetroffen.  

Simone Anrig weist darauf hin, dass der Fachbereich FSZM eine grosse Anzahl dieser Gesu-

che, welche jetzt gestützt auf das revidierte AFZFG behandelt würden, bereits einer ersten 

Prüfung unterzogen und den Mitgliedern der beratenden Kommission auf dem Zirkularweg 

zur Abgabe einer Empfehlung unterbreitet worden seien (vgl. nachfolgend Ziff. 5). Die ersten 

Gutheissungsverfügungen würden bereits diesen Monat verschickt (an Personen, die älter als 

75 Jahre oder die nachweislich schwer krank sind, vgl. Prioritätenordnung in Art. 4 AFZFV). 

Auch wenn aktuell eine Prognose, mit wie vielen Gesuchen noch zu rechnen sei, sehr 

schwierig sei, hoffe der Fachbereich, die eingehenden Gesuche in der Regel innert weniger 

Monate prüfen, der beratenden Kommission unterbreiten und den Entscheid versenden zu 

können. Selbstverständlich müsse auch in Zukunft in Einzelfällen mit einer längeren Bearbei-

tungszeit gerechnet werden, wenn z.B. noch Ergänzungen verlangt, Aktensuchen veranlasst 

werden müssten oder die beratende Kommission vor Abgabe ihrer Empfehlung noch Zusatz-

informationen wünsche.  

Bei den neu eingehenden Gesuchen sei die «Qualität» regelmässig gut: die Gesuchsformu-

lare seien meist ausreichend ausgefüllt und die wesentlichen Archivakten würden beiliegen. 

Dies gelte insbesondere für jene Gesuche, die mit Unterstützung einer kantonalen Anlauf-

stelle eingereicht werden. Darin zeige sich die grosse Erfahrung, welche die kantonalen An-

laufstellen mittlerweile bei der Unterstützung der Opfer beim Ausfüllen von Gesuchen um ei-

nen Solidaritätsbeitrag hätten. Dies erleichtere die Arbeit des BJ erheblich und verkürze die 

Bearbeitungszeit.  

 

5.  Diskussion von Einzelfalldossiers, bei denen der Fachbereich FSZM eine Abwei-

sung vorsieht bzw. von Grenzfällen  

Aus den letzten Kommissionssitzungen gibt es noch 5 Gesuche, welche noch nicht abschlies-

send behandelt werden konnten. In einem Fall sind die von der beratenden Kommission 
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gewünschten Zusatzabklärungen noch offen. Nach erneuter Diskussion der anderen Gesu-

che empfiehlt die beratende Kommission in 2 Fällen eine Gutheissung des Gesuchs (wobei 

sich jeweils eine Minderheit ausdrücklich gegen eine Gutheissung ausgesprochen hatte) und 

in einem Fall eine Abweisung. In einem weiteren Fall verzichtete die Kommission nach einer 

kontroversen Diskussion auf die Abgabe einer Empfehlung und überlässt den Entscheid dem 

Fachbereich FSZM. 

Für die heutige Sitzung wurde der beratenden Kommission nur ein weiteres Gesuch zur Stel-

lungnahme unterbreitet, bei dem der Fachbereich FSZM eine Abweisung vorschlägt. Nach 

eingehender Diskussion wünscht die Kommission noch weitere Informationen und vertagt die 

Beratung auf die nächste Sitzung.   

Seit der letzten Sitzung wurden den Kommissionsmitgliedern mit der Monatsliste August 2020 

insgesamt 2 Fälle, mit der Monatsliste September 2020 insgesamt 423 Fälle (davon bereits 

422 im Hinblick auf das Inkrafttreten der Gesetzesrevision vom 1. November 2020) und mit 

der Monatsliste Oktober 2020 insgesamt 95 Fälle (davon 94 nach revidiertem AFZFG) unter-

breitet, in denen der Fachbereich FSZM eine Gutheissung der Gesuche vorsah. In Bezug auf 

diese drei Monatslisten gingen seitens der Kommissionsmitglieder innert Frist keine Ein-

wände ein. Der Präsident weist darauf hin, dass er die "neuen" Gesuche einer stichprobewei-

sen Überprüfung unterzogen und festgestellt habe, dass der Fachbereich FSZM die Gesuche 

auf die gleiche Art und Weise bzw. nach den gleichen Kriterien prüfe wie bisher.  

Im August 2020 wurden vom Fachbereich FSZM keine offensichtlich unbegründeten Gesu-

che behandelt. Mit den Monatslisten September 2020 wurden jedoch der beratenden Kom-

mission 3 solche Gesuche und mit der Monatsliste Oktober 2020 ein Gesuch zur Abweisung 

unterbreitet (alle vier Fälle wurden bereits im Hinblick auf das Inkrafttreten der Gesetzesrevi-

sion am 1. November 2020 behandelt). Seitens der Kommissionsmitglieder gingen diesbe-

züglich keine Einwände ein. 

 

6.  Selbsthilfe-Projekte (Orientierung über aktuellen Stand) 

Reto Brand informiert, dass einige neue Gesuche eingegangen seien und vom Fachbereich 

nun geprüft würden. Eine ausführlichere Information dazu werde an der nächsten Sitzung er-

folgen.  

Neue Ansprechperson für Selbsthilfe-Projekte im Fachbereich FSZM sei ab sofort Yves 

Strub. Dieser habe bereits früher schon im Fachbereich FSZM Gesuche um einen Solidari-

tätsbeitrag bearbeitet, sei mit der Materie bereits vertraut und habe nun erneut für eine Mitar-

beit im Fachbereich gewonnen werden können. 

 

7. Ausscheiden des Mitglieds Lisa Hilafu aus der Kommission per Ende Jahr - Verab-

schiedung 

Vgl. Traktandum 1. 

 

8.  Verschiedenes 

Urs Allemann-Caflisch weist darauf hin, dass einige Betroffene ein Schreiben der Hochschule 

Luzern erhalten hätten, mit dem Interviewpartnerinnen und -partner für ein Forschungsprojekt 

im Rahmen des Nationalen Forschungsprogramms 76 (NFP 76; «Fatale Fürsorge - Gewalt-

same Todesfälle fremdplatzierter Kinder in vier Schweizer Kantonen zwischen 1913 und 

2012») gesucht worden seien. Es sei von den Forschenden gleichsam offenbar «ein ganzes 

Netz über die Betroffenen» geworfen worden. Die Forschenden hätten die Adressen der 
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Betroffenen vom BJ erhalten, weil sie sich im Gesuchsformular für den Solidaritätsbeitrag mit 

der Weitergabe ihrer Adresse zu Forschungszwecken explizit einverstanden erklärt hatten.1 

Einige Betroffene seien aber dennoch überrascht gewesen, dass sie direkt von den For-

schenden angegangen worden seien und nicht vom BJ. Zudem seien gewisse Formulierun-

gen der Forschenden und auch der Kommunikationsstil teilweise problematisch gewesen. Im 

konkreten Forschungsprojekt sei es um die sehr heikle Frage nach Todesfällen im Umfeld der 

Betroffenen gegangen, das habe sie aufgewühlt. In Bezug auf das Vorgehen des BJ und der 

Forschenden gebe es einige Fragen, die zu klären seien, insbesondere die Rolle des BJ, das 

Vorgehen bei der Herausgabe von Daten durch das BJ, die Befugnisse der Forschenden so-

wie deren Umgang mit den Betroffenen und nicht zuletzt auch die Möglichkeit zum Widerruf 

der früher gegebenen Zustimmung.  

Nach Einschätzung des Präsidenten betreffe dieses Anliegen primär das NFP 76 und das BJ. 

Trotzdem sei es wichtig, dass diese Thematik auch im Rahmen der beratenden Kommission 

kurz diskutiert werden könne.  

Reto Brand erläutert, dass es für Betroffene im Gesuchformular für den Solidaritätsbeitrag 

zwei Möglichkeiten gegeben habe bzw. nach wie vor gebe, der Weiterleitung von Angaben 

zur Opfereigenschaft an Forschende zuzustimmen: Bei der ersten Möglichkeit können die Be-

troffenen zustimmen, dass die Weitergabe von Angaben nur in anonymisierter Form erfolgen 

darf. Bei der zweiten Möglichkeit könne sich die betroffene Person auch mit der Weitergabe 

ihres Namens und der Adresse an die Forschenden im Hinblick auf eine eventuelle Kontakt-

aufnahme einverstanden erklären. Möglicherweise sei die Tragweite dieser Zustimmung nicht 

für alle Betroffenen und von allem Anfang klar erkennbar gewesen. Trotzdem könne das BJ 

jetzt nicht einfach von sich aus auf die Herausgabe von Adressen an Forschende verzichten. 

Bis zu einem allfälligen Widerruf gälte die Zustimmung betroffener Personen nach wie vor 

und das BJ könne sich nicht einfach darüber hinwegsetzen. Bisher habe das BJ lediglich ca. 

fünf Memory-Sticks an projektleitende Personen von einzelnen NPF-76 Forschungsprojekten 

herausgegeben. Die Herausgabe der Daten sei stets zweckgebunden erfolgt und selbstver-

ständlich immer auch unter Hinweis auf deren Vertraulichkeit und das Verbot zur Weitergabe 

der Daten an Dritte. Jedes Mal habe er zuvor mit der verantwortlichen projektleitenden Per-

son auch ein Gespräch geführt, um diese darauf hinzuweisen, dass sie im Umgang mit Be-

troffenen die nötige Sensibilität an den Tag legen müsse. 

Der Präsident präzisiert, dass hier das Datenschutzgesetz gelte. Die Namen und Adressen 

der Betroffenen dürften somit nur dann herausgegeben werden, wenn eine entsprechende 

Einwilligung vorliege. Die Zustimmung im Gesuchsformular sei eine ausreichende Grundlage 

dafür. Es sei nicht ersichtlich, weshalb es nicht möglich sein sollte, die Adressen "en bloc" 

herauszugeben. Nur wenn keine Einwilligung vorliegen würde, müsste das BJ bei entspre-

chenden Anfragen von Forschenden zuerst die betreffende Person informieren und die erfor-

derliche Zustimmung einholen. Lisa Hilafu fände dieses Vorgehen (d.h. vorgängige Kontaktie-

rung der Betroffenen durch BJ) auf jeden Fall besser. Das sei natürlich viel aufwändiger, aber 

nur so könnten sich die Betroffenen in Ruhe überlegen, ob sie tatsächlich an der Studie teil-

nehmen wollten.  

Der Präsident weist darauf hin, dass es üblich sei, dass die Kontaktaufnahme durch die For-

schende selbst erfolge und dabei eine Vielzahl von Betroffenen angeschrieben würden. Das 

Vorgehen der Forschenden sei durch die im Gesuchsformular abgegebene Erklärung ge-

deckt. Zudem gebe es keine Beschränkung auf bestimmte Forschungsfragen. Eine vorherige 

                                                
1  Vgl. Ziff. C.3 des Gesuchsformulars betreffend Weiterleitung von Angaben zur Opfereigenschaft an eine 

Person, die mit der wissenschaftlichen Aufarbeitung der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und 
Fremdplatzierungen befasst ist: «Ich,..., erkläre mich damit einverstanden, dass zusätzlich auch mein 
Name und meine Adresse bekanntgegeben werden dürfen und dass ich für Rückfragen kontaktiert werden 
darf». 
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Ankündigung durch das BJ oder ein Begleitbrief des BJ seien deshalb nicht erforderlich. Der 

Inhalt der Forschungsprojekte würde im Übrigen vorgängig auf ethische Anforderungen hin 

überprüft, gerade beim NFP messe man solchen Fragen grosse Bedeutung zu.  

Der Präsident hält im Weiteren fest, dass ihm das Scheiben der Hochschule Luzern an die 

Betroffenen sowie der Flyer zum erwähnten Forschungsprojekt vorliege; diese seien in inhalt-

licher und sprachlicher Hinsicht nicht zu beanstanden. Die mündliche/telefonische Kommuni-

kation der Forschenden mit den Betroffenen könne jedoch nicht beurteilt werden. Er habe 

aber selbst schon von diesbezüglichen Problemen erfahren, habe aber im persönlichen Ge-

spräch mit Betroffenen jeweils die Situation klären können.   

Reto Brand weist darauf hin, dass die Betroffenen ihre Einwilligung beim BJ jederzeit zurück-

ziehen könnten. Ein solcher Rückzug werde in der Datenbank des BJ vermerkt und in Zukunft 

würde die Adresse somit nicht mehr weitergegeben. In Bezug auf bereits weitergegebene 

Adresslisten sei aber eine Löschung nicht mehr möglich, denn das BJ vermöge nicht auch zu 

kontrollieren, welche anderen Forschenden (neben der projektleitenden Person) im Rahmen 

eines Forschungsprojekts die Daten erhalten haben.  

Der Präsident hält fest, dass die Thematik der Herausgabe von Adressen durch das BJ und 

der Umgang damit durch Forschende weiterer Klärung bedürfe. Er weist darauf hin, dass er 

in seiner Funktion als Vertreter der Bundesbehörden beim NFP (d.h. nicht in der Funktion als 

Präsident der beratenden Kommission) demnächst eine Aussprache mit den Verantwortli-

chen des NFP 76 habe. Er werde dabei erneut darauf aufmerksam machen, dass die Projekt-

verantwortlichen ihre Mitarbeitenden in Bezug auf den Umgang mit Betroffenen angemessen 

instruieren und begleiten müssten. Über das Ergebnis dieser Aussprache werde er das BJ 

und die Mitglieder der beratenden Kommission umgehend informieren. Im Weiteren bietet der 

Präsident an, dass sich Betroffene mit solchen Anliegen auch direkt an ihn wenden könnten, 

damit die konkrete Situation besprochen und wenn immer möglich geklärt werden könne.  

Auf entsprechende Frage von Lisa Hilafu erklärt Reto Brand, dass das BJ selbstverständlich 

die Adressen von Verstorbenen nicht an Forschende herausgebe, sofern das BJ vom Todes-

fall Kenntnis habe. Dies sei jedoch nicht immer der Fall, denn nach Abschluss des Gesuchs-

verfahrens erfahre das BJ üblicherweise nichts mehr oder nur durch Zufall von Todesfällen 

oder sonstigen Adressänderungen. Aus diesem Grund könne leider nicht ausgeschlossen 

werden, dass vereinzelt auch verstorbene Personen in den Adresslisten aufgeführt sein könn-

ten.   

Urs Allemann-Caflisch hält abschliessend fest, dass aus seiner Sicht bezüglich den Anliegen 

der Betroffenen noch nicht alle Probleme gelöst seien und weitere Gespräche nötig seien.   

Als letzter Punkt der heutigen Sitzung weist der Präsident darauf hin, dass für das nächste 

Jahr noch Sitzungsdaten festgelegt werden müssten. Das BJ werde hierzu demnächst eine 

Doodle-Umfrage machen.  

Ein Dank geht an alle Mitglieder für die aktive Teilnahme und die konstruktive Zusammenar-

beit an der heutigen Sitzung. Die Sitzung wird um 13.15 Uhr geschlossen. 
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Anhang:  Information des Präsidenten im Nachgang zur Sitzung betreffend Trak-

tandum 8 (Diskussion zur Adressherausgabe durch das BJ und dem Um-
gang der Forschenden mit Betroffenen) 

 

Luzius Mader hat das Anliegen mit den Verantwortlichen des NFP 76 thematisiert. Aktuell er-
folgt eine Evaluation der Zwischenberichte zu den einzelnen Forschungsprojekten. Mit den 
Rückmeldungen betreffend diese Evaluation wird den involvierten Forschenden folgender 
Text zugestellt:  

 

«Besondere Herausforderungen für Projekte des NFP 76  

Die Leitungsgruppe hat bei der Evaluation der Zwischenberichte festgestellt, dass in den NFP 
76-Projekten die Teilnahmen von betroffenen Menschen mit grosser Sorgfalt und Behutsam-
keit geplant und durchgeführt werden. Sie dankt Ihnen und allen Forschenden, dass Sie sich 
den besonderen Herausforderungen annehmen. Dazu gehören insbesondere auch der sorg-
fältige Umgang mit Personendaten und die behutsame Sprache in den mündlichen und 
schriftlichen Kontakten mit Opfern und anderen Betroffenen. Damit tragen Sie dazu bei, dass 
keine Integritätsverletzungen geschehen und dass sich negative einschneidende Lebenser-
fahrungen von Betroffenen nicht wiederholen.   

In den ethischen Guidelines für die Projekte des NFP 76 wurden vier Anforderungspunkte 
festgehaltenen: Ethische Aspekte Forschungsdesign; Persönlichkeits- und Datenschutz; Ak-
teneinsicht und Kontaktaufnahme; Schutz vor Schädigung und Information der Studienteil-
nehmer (http://www.nfp76.ch/SiteCollectionDocuments/nfp76-ethische-anforderungen-an-die-
forschungsprojekte-d.pdf). Diese Anforderungen gelten auch für die zweite Forschungsphase. 
Hinzu kommen zunehmend zu berücksichtigende Regeln bei der Kommunikation der For-
schungsergebnisse wie die Anwendung einer würdigenden Sprache und die integritätsschüt-
zende Verortung von Zitaten. Wir danken Ihnen, dass Sie diesen Aspekten in Ihrem Projekt 
Beachtung schenken.» 
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